
13-34 Nr. 12.1
Verordnung 

über die Anrechnung 
vollzeitschulischer beruflicher 

Bildungsgänge auf die Ausbildungsdauer 
gemäß Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

und Handwerksordnung (HwO) 
und die Zulassung von Absolventen 

vollzeitschulischer 
beruflicher Bildungsgänge zur Abschlussprüfung 

in dualen Ausbildungsberufen 
(Berufskolleganrechnungs- und 

-zulassungsverordnung - BKAZVO)
Vom 16. Mai 2006 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. März 2016 
(SGV. NRW. 7123)

mit1

13-34 Nr. 12.2
Verwaltungsvorschriften 

zur Berufskolleganrechnungs- und 
-zulassungsverordnung 

(VVzBKAZVO)
RdErl. d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung 

v. 07.04.2015 (ABl. NRW. S. 223)
Aufgrund des § 7 Abs. 1 und des § 43 Abs. 2 des Berufsbildungsge-
setzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) sowie des § 27a Abs. 1
und des § 36 Abs. 2 der Handwerksordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Berufsbildungsreformgesetzes vom 23.
März 2005 (BGBl. I S. 931), wird nach Anhörung und im Benehmen
mit dem Landesausschuss für Berufsbildung verordnet:

§ 1 
Anrechnung vollzeitschulischer beruflicher Bildungsgänge 

auf die Ausbildungsdauer
(1) Der erfolgreiche Besuch eines Bildungsganges an einem öffentli-
chen oder einem als Ersatzschule genehmigten privaten Berufskol-
leg,  der  auf  einen  oder  mehrere  Ausbildungsberufe  vorbereitet,
kann, wenn der Lehrplan des besuchten Bildungsganges, bezogen
auf  ein  Schuljahr  von 40  Unterrichtswochen,  mindestens  25  Wo-
chenstunden Unterricht im berufsbezogenen Lernbereich vorsieht,
auf die Ausbildungszeit in diesen Ausbildungsberufen wie folgt an-
gerechnet werden:

1.  Einjährige  Berufsfachschulen,  die  zu  einem mittleren  Schulab-
schluss  (Fachoberschulreife)  führen:  
Sechs oder zwölf Monate,

2.  Zweijährige  Berufsfachschulen,  die  zu  einem  Berufsabschluss
nach Landesrecht und einem dem Hauptschulabschluss nach Klas-
se 10 gleichwertigen Abschluss oder dem mittleren Schulabschluss
(Fachoberschulreife)  führen:  
Sechs oder zwölf Monate,

3. Mehrjährige Berufsfachschulen, die zu beruflichen Kenntnissen
und  zur  Fachhochschulreife  führen:  
Sechs oder zwölf Monate,

4.  Mindestens  dreijährige  Berufsfachschulen,  die  zu  beruflichen
Kenntnissen  und  zur  Hochschulreife  führen:  
Zwölf oder achtzehn Monate.

(2) Die Anrechnung erfolgt auf gemeinsamen Antrag der Auszubil-
denden und Ausbildenden. Der Antrag ist an die zuständige Stelle
zu richten.

§ 2 
Zulassung von Absolventen vollzeitschulischer beruflicher 

Bildungsgänge zur Abschlussprüfung
(1)  Zur  Bewältigung  regionalspezifischer  Arbeitsmarktbedürfnisse
durch Ausbildungsangebote für förderbedürftige Jugendliche und
Altbewerberinnen  und  Altbewerber  ist  zur  Berufsabschluss-  oder
Gesellenprüfung nach dem Berufsbildungsgesetz  oder  der  Hand-
werksordnung zuzulassen, wer einen in der Regel dreijährigen Bil-
dungsgang an einem öffentlichen oder einem als Ersatzschule ge-
nehmigten privaten Berufskolleg erfolgreich absolviert hat. Dieser
Bildungsgang  muss  der  Berufsausbildung  in  einem  anerkannten
Ausbildungsberuf  entsprechen.  Ein  Bildungsgang  entspricht  der
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, wenn er

1 Der  Text  der  Rechtsverordnung  ist  halbfett  gedruckt.  Hinter  den  Paragraphen  der
RechtsVO sind jeweils unmittelbar die entsprechenden Verwaltungsvorschriften (in Nor-
malschrift) abgedruckt. Die Verwaltungsvorschriften beziehen sich entweder auf den ge-
samten Paragraphen oder auf einzelne Absätze. Die Absätze sind in der RechtsVO
durch Einklammern einer Zahl, z.B. (1), gekennzeichnet.

1. nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der jeweiligen
Ausbildungsordnung gleichwertig ist,

2.  systematisch,  insbesondere  im  Rahmen  einer  sachlichen  und
zeitlichen Gliederung durchgeführt wird und

3.  durch Lernortkooperation einen angemessenen Anteil  an fach-
praktischer Ausbildung gewährleistet.

(2) Den Kriterien nach Absatz 1 entsprechen vollzeitschulische Bil-
dungsgänge in anerkannten Ausbildungsberufen gemäß Berufsbil-
dungsgesetz  und  Handwerksordnung  unter  folgenden  Vorausset-
zungen:

1.  Ausbildung orientiert  sich an der  für  den anerkannten Ausbil-
dungsberuf erlassenen Ausbildungsordnung, dem Rahmenlehrplan
und dem Landeslehrplan nach Maßgabe der Bestimmungen der Ver-
ordnung über die Ausbildung und Prüfung in den Bildungsgängen
des Berufskollegs vom 26. Mai 1999.

2. Die Ausbildungsordnung für den anerkannten Ausbildungsberuf
ist Grundlage für die fachpraktische Ausbildung. Betriebliche Pra-
xisphasen sind im Rahmen der Lernortkooperation vorzusehen. Die
Auswahl  der  Praktikumsbetriebe  erfolgt  durch  die  Berufskollegs
und in Absprache mit den zuständigen Stellen. Die fachpraktische
Ausbildung in den Berufskollegs erfolgt nachrangig.

3. Für die Zulassung zur Berufsabschlussprüfung bei der zuständi-
gen Stelle  gelten die  Regelungen für  die  duale Berufsausbildung
nach dem BBiG und der HwO entsprechend.

(3)  Den  Kriterien  nach  Absatz  1  entsprechen  zudem  mindestens
dreijährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die auf einen Berufs-
abschluss nach Landesrecht  und zusätzlich unter  Einhaltung fol-
gender Voraussetzungen auf die Abschlussprüfung in einem Aus-
bildungsberuf eines Fachbereiches vorbereiten:

1. Festlegung des mit der Assistentenausbildung verbundenen an-
erkannten Ausbildungsberufs erfolgt im regionalen Konsens.

2. Die Ausbildung für den Beruf nach Landesrecht wird unter Nut-
zung der in den Lernbereichen der Stundentafeln gegebenen Band-
breitenregelungen um Inhalte des anerkannten Ausbildungsberufes
ergänzt. Dabei sind Praktika im Umfang von in der Regel 20 Wochen
vorzusehen.

3. Der Lehrplan für den Bildungsgang sieht, bezogen auf ein Schul-
jahr von 40 Unterrichtswochen, mindestens 25 Wochenstunden Un-
terricht  im  berufsbezogenen  Lernbereich  vor.  Die  fachpraktische
Ausbildung soll 50 v.H. der gesamten Ausbildungsdauer umfassen.

4. Im Anschluss an die Berufsabschlussprüfung nach Landesrecht
wird ein in der Regel 28-wöchiges Praktikum abgeleistet,  dem in-
haltlich die Ausbildungsordnung des anerkannten Ausbildungsbe-
rufs zu Grunde gelegt wird, in dem die Berufsabschlussprüfung ab-
gelegt werden soll. Dieses Praktikum ist in Betrieben abzuleisten.
Die Auswahl der Betriebe erfolgt durch die Berufskollegs und in Ab-
sprache mit den zuständigen Stellen.

5. Die Zulassung zur Berufsabschlussprüfung bei der zuständigen
Stelle setzt den Erwerb des Berufsabschlusses nach Landesrecht
sowie den Nachweis von Praktika im Gesamtumfang von 48 Wo-
chen voraus.

6. die Zulassung zur Berufsabschlussprüfung bei der zuständigen
Stelle gelten im Übrigen die Regelungen für die duale Berufsausbil-
dung nach dem Berufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung
entsprechend.

(4) Das Berufskolleg stellt den zuständigen Kammern die erforderli-
chen Schülerindividualdaten zur Verfügung.

(5) Die Errichtung eines Bildungsganges nach Absatz 2 wird auf der
Grundlage des Schulträgerbeschlusses von der  oberen Schulauf-
sichtsbehörde nach Prüfung, ob die Voraussetzungen nach Absatz
2 gewährleistet sind, genehmigt. Mit dem Antrag auf Genehmigung
ist der regionale Konsens zum Erfordernis dieses Bildungsangebo-
tes  im  Hinblick  auf  die  regionalspezifische  Arbeits-  und  Ausbil-
dungsmarktsituation zwischen dem Berufskolleg,  der  Agentur  für
Arbeit/Jobcenter, den zuständigen Kammern und den Spitzenorga-
nisationen der zuständigen Gewerkschaften nachzuweisen. In den
Bildungsgang können Jugendliche aufgenommen werden, die seit
mindestens sechs Monaten die allgemeinbildende Schule verlassen
haben. Die jährliche Fortführung des Angebotes setzt die erneute
Beschlussfassung über den regionalen Konsens und deren Anzeige
an die obere Schulaufsichtsbehörde voraus.

(6) Die Ergänzung eines bestehenden Bildungsganges nach Absatz
3 setzt voraus, dass der festgestellte Bedarf nicht durch Errichtung
eines Bildungsganges nach Absatz 2 gedeckt werden kann. Die Er-
gänzung ist der oberen Schulaufsichtsbehörde zusammen mit dem
Nachweis des Regionalen Konsenses zum Erfordernis dieses Bil-
dungsangebotes  im  Hinblick  auf  die  regionalspezifische  Arbeits-
und  Ausbildungsmarktsituation  zwischen  dem  Berufskolleg,  der
Agentur für Arbeit/Jobcenter, den zuständigen Kammern und den
Spitzenorganisationen  der  zuständigen  Gewerkschaften  anzuzei-
gen. Die jährliche Fortführung des Angebots setzt die erneute Be-
schlussfassung über den regionalen Konsens und deren Anzeige
an die obere Schulaufsichtsbehörde voraus.



VV zu § 2

2.1 zu Absatz 1
Förderbedürftige Jugendliche im Sinne der Verordnung sind auch ausbil-
dungsreife junge Menschen, bei denen Orientierungsprozess und Bewer-
bungen noch nicht direkt zu der Aufnahme einer dualen Ausbildung ge-
führt haben (Marktbenachteiligte).

2.2 zu Absatz 2
Schülerinnen und Schüler vollzeitschulischer Bildungsgänge gemäß § 2
Absatz 2 können in einer Fachklasse gemeinsam mit Schülerinnen und
Schülern beschult  werden,  die  einen Ausbildungsvertrag gemäß BBiG
oder HwO haben, wenn die organisatorischen Möglichkeiten der Ausbil-
dungs- und Praktikumsbetriebe berücksichtigt sind. 

2.5 zu Absatz 5
2.5.1 Zur Umsetzung der Ziele im Rahmen des Landesvorhabens „Kein
Abschluss ohne Anschluss“  können förderbedürftige Jugendliche ohne
Wartezeit aufgenommen werden, wenn der Bedarf im Rahmen der kom-
munalen Koordinierung festgestellt  und durch den regionalen Konsens
bestätigt ist.

2.5.2 Der regionale Konsens ist auch durch den Auszug eines entspre-
chenden Protokolls nachgewiesen, wenn daraus hervorgeht, dass Vertre-
ter oder Vertreterinnen aller am regionalen Konsens im Sinne des § 2
Absatz 5 und 6 zu Beteiligenden anwesend waren und der Einrichtung
des Bildungsangebotes zugestimmt haben.

§ 3 
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am 1. August 2006 in Kraft.1

1 Die Inkrafttretensregelung bezieht sich auf die Verordnung in der ursprünglichen Fas-
sung. Die vorliegende Fassung ist zum 7. April 2016 (GV. NRW. S. 191/ABl. 05/16) in
Kraft  getreten.  Die  Verwaltungsvorschriften  sind  mit  Wirkung  vom  01.08.2015  (ABl.
NRW. 05/15 S. 223) in Kraft getreten.


